
Repräsentativbefragung von IMAS-International im Auftrag von ILP

Eine im Auftrag des Internatio-
nalen Institutes für Liberale Po-
litik (ILP) von IMAS-International
durchgeführte Umfrage hat u. a.
die Einstellung der Österreicher
zur EU erforscht.

Jeweils 44 % der Österreicher ist
die Mitgliedschaft in der EU so-
wohl sehr oder ziemlich wichtig
als auch nicht besonders oder
gar nicht wichtig. Dabei ist der
Bildungshintergrund auffällig:

Personen mit Volks- oder
Hauptschulabschluss ist die
Mitgliedschaft nur zu 32 % sehr
oder ziemlich wichtig, 54% nicht
besonders oder gar nicht wichtig.
Bei Personen mit Matura oder
Universitätsabschluss sind di-
ese Prozentsätze diametral ver-
kehrt: 66 % zu nur 25 %.

Die geringste Zustimmung findet
die EU bei Landwirten (31%) und
einfachen Arbeitern (33 %), die
höchste bei Selbständigen und
Freiberuflern (61 %) und bei lei-
tenden Angestellten und Beam-
ten (58 %).

Akzeptanz
der EU in den
Parteien
Parteipolitisch findet die EU
am meisten Zustimmung bei
den Anhängern der Grünen
(73 %) und der ÖVP (60 %).
Bei den SPÖ-Anhängern sind
es nur 43 %, bei FPÖ/BZÖ gar
nur 27 %.
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Männer haben eine größere
Mehrheit für das Freiwilligenheer
(47 : 36 %) als Frauen (41 : 34 %).
Die unter 30-jährigen sind stär-
kere Befürworter des Freiwilli-
genheeres (47 : 31 %) als die über
50-jährigen (41 : 36 %).

Pro und Contra
Freiwilligenheer
Mehrheiten gegen ein Frei-
willigenheer gibt es bei den
Landwirten (28 : 44 %), bei den
ÖVP-Anhängern (40 : 44 %) und
FPÖ/BZÖ-Anhängern (45 : 46 %).

DieAnhängerderGrünen sinddie
stärksten Verfechter des Freiwil-
ligenheeres (60 : 28 %); die SPÖ-
Anhänger sind immerhin mit 45 :
33 % für das Freiwilligenheer.

Sehr guten Anklang findet
die Idee zur Schaffung einer
Freiwilligen-Miliz für die Ab-
wehr von Terroranschlägen
oder zum Katastrophenschutz.
57 % halten das für eine gute
Idee, 23 % für keine gute Idee
und 19 % (Abrundungen) sind
unentschieden.

Freiwillligen-
Miliz gegen
Terroranschläge
Die höchste Zustimmung gibt es
bei FPÖ/BZÖ-Anhängern (70 %)
und den Anhängern der Grünen
(69 %).

Mehrheit für
einjährigen
Sozialdienst
Die Einführung eines einjährigen
Sozialdienstes als Voraussetzung
für eine Anstellung beim Staat
wird mehrheitlich befürwortet:
56 : 25 %; 19 % unentschieden.
Männer und Frauen haben darü-
ber idente Meinungen.

Über 50-jährige finden die Idee
besonders gut (60 : 22 %), ebenso
dieWiener (64 : 17 %).

Geradezu begeistert sind FPÖ/
BZÖ-Anhänger (80 :10 %). Es gibt
keine untersuchte Gruppe, die
nicht eine klare Mehrheit für die-
se Idee hat.

Folgerungen
Die Selbstbezogenheit der Ös-
terreicher in Fragen der Sicher-
heitspolitik hält weiter an. Die
Probleme der Welt wurden nicht
als solche erkannt, die auch Ös-
terreichs Interesse betreffen oder
sich eines Tages auch auf unse-
re Sicherheit auswirken können.
Konkrete Herausforderungen für
Österreich sind unerwünscht.
Deshalb darf auch gefolgert wer-
den, dass die Mehrheit für ein
Freiwilligenheer weniger auf ein
starkes Berufsheer zielt, sondern
eher auf die Abschaffung der
lästigenWehrpflicht.
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Die Österreicher sehen

Frage 4:
Wie wichtig ist es Ih-
rer Meinung nach, dass
wir Mitglied der Euro-
päischen Union, also
der EU, geworden sind?
Würden Sie sagen, das
war – sehr wichtig –
ziemlich wichtig – nicht
besonders wichtig – gar
nicht wichtig – unent-
schieden, kein Urteil?

sehr wichtig 14 %

ziemlich wichtig 30 %

nicht besonders
wichtig 26 %

gar nicht wichtig 18 %

unentschieden,
kein Urteil 12 %

ab 16 Jahren
insgesamt 100 %

Ähnlich gespalten sind die Ös-
terreicher bei der Frage, ob der
EU-Beitritt dem Land eher Vor-
teile oder Nachteile gebracht hat
– 36 : 37 % bei 27 % Unentschlos-
senen.

In Salzburg, Tirol und Vorarlberg
(als Gruppe) sehen 48 % eher Vor-
teile und nur 30 % eher Nachteile.
Die Anhänger der Grünen sehen
Vorteile und Nachteile 68 : 16 %,
umgekehrt die von FPÖ/BZÖ mit
28 : 55 %. Personen mit Matura
oder Universitätsabschluss sehen
die Vorteile mit 56 % gegenüber
nur 23 % mit Nachteilen.

Unter den 37 % der Österreicher,
die durch den EU-Beitritt eher
Nachteile sehen, sind 67 % dafür,
aus der EU auszutreten und sich
als selbständiges Land zu be-
haupten; das sind total immerhin
24,8 %. Fortsetzung Seite 2

Repräsentativbefragung im April
2007, durchgeführt von IMAS-
International, Linz, im Auftrag des
Internationalen Institutes für Liberale
Politik Wien (ILP).
1042 Personen, die in ihrer
Zusammensetzung den statistischen
Proportionen der österreichischen
Bevölkerung ab dem 16. Lebensjahr
entsprechen, wurden von 1010
Interviewern befragt.
Bearbeitet von Sektionschef i. R.
Hon.-Prof. DDr. Erich Reiter

Frage 25:
Was halten Sie von der
Einführung eines Frei-
willigenheeres anstelle
des Bundesheeres: Ist
das Ihrer Meinung nach
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 44 %

eher keine gute
Idee 35 %

unentschieden 21 %

Frage 26:
WiestehenSiezurSchaf-
fung einer Freiwilligen-
Miliz für die Abwehr von
Terroranschlägen oder
zum Katastrophen-
schutz: Ist das eine eher
gute oder eher keine
gute Idee?

eher gute Idee 57 %

eher keine gute
Idee 23 %

unentschieden 19 %

Frage 27:
Was halten Sie von der
Einführung eines ein-
jährigen Sozialdienstes,
den jeder junge Mensch
vorweisen muss, be-
vor er eine Anstellung
beim Staat bekommt?
Betrachten Sie einen
solchen Sozialdienst als
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 56 %

eher keine gute
Idee 25 %

unentschieden 19 %
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Einleitend möchte ich Herrn Univ. Prof. 
Bendixen zitieren, der immer wieder 
darauf hingewiesen hat, dass es sich 
bei „Wirtschaft“ um ein zukünftiges 
Geschehen handelt. Sämtliche Ent-
scheidungen, Planungen, Berechnungen 
und auch natürlich die ökonomischen 
Theorien sind auf etwas Zukünftiges, 
auf etwas, was erst werden soll gerich-
tet. Dies sollten wir niemals vergessen, 
wenn wir von Formeln und Computer-
programmen hören, deren Berechnungs-
ergebnisse die Welt gestalten sollen. 
Gerade in unseren Tagen können wir 
erleben, wie wenig diese Rechen-
programme taugen. Vergessen wir 
auch nicht, dass die Wirtschaft zuerst 
mit einem Denkprozess beginnt die 
daran knüpfende Umsetzung jedoch 
ein Mix aus Erfahrung und Kommuni-
kation ist. Dies kann niemals eine 
bloße Berechnung ersetzen. Am Ende 
eines Prozesses steht diesfalls noch 
immer der Mensch mit seiner Handlungs-
alternativen! 

Entwicklungen wie Migration, Inter-
nationalisierung, Globalisierung, demo-
grafischer Wandel und Veränderungen 
der gesellschaftlichen Wertsysteme 
werfen dementsprechend eine Reihe 
von neuen und für die Bewältigung von 
Managementaufgaben in Organisation 
wichtiger Forschungsfragen auf, denen 
wir uns zu stellen haben. 

Es sollte uns zu denken geben, wenn 
eine steigende Zahl von Menschen 
sich von den Erfolgen der Marktwirt-
schaft ausgegrenzt sieht und dieser 
zusehends skeptisch gegenüber steht. 
Der deutsche Wirtschaftsethiker Christoph 
Lütge zeigte bei den Alpbacher Wirt-
schaftsgesprächen auf, dass 37% der 
Deutschen Gewinne für moralisch ver-
werflich empfinden! 2/3 behaupten, dass 
die Unternehmen ihre soziale Verant-
wortung nicht ausreichend wahr-
nehmen. Diese Aussagen sollten nicht 
einfach hingenommen werden! 

Management und Wirtschaftsthemen 
sind eng mit dem Begriff des Geldes 
verbunden, sollten jedoch auch nie-
mals den so wichtigen Begriff der 
Ethik vernachlässigen. 

Geld wurde in der heutigen Zeit auf 
einen völlig abstrakten Begriff redu-
ziert, bar jeden Deckungswertes! Geld 
dient nur mehr zu Zahlenspielen und 
gerade diese Spiele vernichten ganze 
Existenzen. Die so genannten Geld-
monopolbehörden – gemeint sind die 
Zentralbanken – haben das Geld 
„verbilligt“. Dies führt zu einer Gold-
gräberbestimmung, in der sämtliche 
kritischen Überlegungen über Bord ge-
worfen werden. Leichtsinn gewinnt die 
Oberhand! Das Staatsversagen führte 
zu einer verfehlten Geldmengenpolitik. 

In den 90er Jahren wurden wir von 
Angloamerikanischen Freunden über 
die Aufstellung unserer Bilanzen aus-
gelacht. Sie warfen uns vor, dass diese 
nicht lesbar seien und dass nur mit 
vielen Nebenrechnungen und mit viel 
Zeit die so genannten Stillen Reserven 
erfasst werden könnten. Ausgerichtet 
waren unsere Bilanzen auf Gläubiger-
schutzbestimmungen. Sie waren jedoch 
stets vom Vorsichtsprinzip und vom 
Verbot des Ausweises von nicht 
realisierten Gewinnen getragen. 

Durch die Einführung IFRS wurden die 
angloamerikanischen Bilanzierungs-
regeln teilweise übernommen und 
gerade dies, wie man sieht, führt zu 
den gegenwärtigen Krisen der großen 
Unternehmungen. Diese Bilanzierungs-
regelungen sollten zwar zu einem „true
and fair view“ über die Lage eines 
Unternehmens führen, aber erlauben 
auch den Ausweis von nicht realisier-
ten Gewinnen in der Bilanz. So wurden 
z.B. Immobilien die seinerzeit günstig 
angeschafft wurden massiv aufge-
wertet und auch Beteiligungen die 
günstig erworben wurden sind durch 
irgendwelche Börsenachrichten aufge-
wertet worden. Man hat das Gefühl, 
dass die ganze Wirtschaft in eine Auf-
wertungsspirale gedreht wurde. Kritisch 
wurde es, als diese Aufwertungs-
gewinne nicht mehr den Buch-
gewinnen entsprachen und auch als 
Bemessungsgrundlage für Ausschüt-
tungen herangezogen wurden.  

Gerade diese Spirale führte zu der uns 
allseits bekannten, vorherrschenden  

Finanzkrise. Wenn auch diese Finanz-
krise von Amerika ausgeht, ist sie 
jedoch hausgemacht. Man vergisst 
gänzlich, dass die Basis des Geldes 
nur die Realwirtschaft sein kann! 
Dieser Drang und die Erwartungs-
haltung an das Geld, sich unbegrenzt 
ausweiten zu können führt vielfach zu 
leichtfertiger Aufnahme von Schulden.  

Wolfgang A. Wiesner 

Gedanken zur Wirtschaftskrise 
Ein Beitrag zum Thema Ethik und Wirtschaft 

Die teleologische Ableitung des Wortes 
„Schuld“ lässt sich geschichtlich wie 
folgt darstellen: Im Altertum wurden 
den Göttern Opfergaben dargebracht 
um eine gute Ernte, ein schönes 
Wetter oder z.B. gute Gesundheit zu 
erheischen. Die Menschen waren der 
Meinung, sie schuldeten diese Gaben 
gleichsam den Göttern. 

In späterer Zeit, im Christentum wurde 
diese Schuld zur Ur-Schuld erklärt, die 
nicht mehr einlösbar wird. Dies ins-
besondere dadurch, dass Gottes Sohn 
sich für uns geopfert hat.  

Auch durch das heutige Verschulden 
entsteht eine nicht mehr einlösbare 
Schuld. Diese nicht mehr einlösbare 
Schuld geschieht vielfach nicht nur 
monetär sondern auch an der Natur und 
insbesondere an den nächsten Genera-
tionen. Der so genannte „Generationen-
vertrag“ hat seine Gültigkeit verloren. 

Es ist also höchste Zeit, dass das so 
genannte ethische Management und 
ethische Wirtschaften in den Vorder-
grund gesetzt wird. Alle die vorweg 
angeführten Beispiele und Umstände 
sollten uns alle zum Denken anregen. 
Dies insbesondere auch zu einem Den-
ken, das nicht alles, was vorteilhaft und 
sogar klug erscheint ethisch sein muss! 

Abschließend meiner kurzen Ausfüh-
rung sollte festgehalten werden:  
In den Vordergrund gestellt werden muss 
eine umfassende Managementschulung, 
die unbedingt auch getragen werden 
muss von ethischen Grundsätzen. 
Blickt man zB auf die gegenwärtige 
Politik bzw. die Regierungspolitik, so 
kann ohne weiteres die Frage gestellt 
werden, ob die Mehrzahl von Politikern 
je etwas von einer Unternehmens-
leitung oder Geschäftsführung gehört 
haben. Politiker werden zwar wieder-
holt in Rhetorikkurse gesteckt aber 
richtiges Managementverhalten ist eben 
mehr als eine gute Rhetorik!  
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Manchmal scheint es, die Politik be-
kämpft nicht die Ursachen der Krise 
sondern die Folgen des Versagens! 
Dazu kommt noch, dass gerade jene 
Handlungen vorgenommen werden, die 
normalerweise als Krisenauslöser gelten: 
noch mehr Geld und niedrige Zinsen! Es 
muss unbedingt ein ethisches Manage-
mentbewusstsein verlangt werden, ein 
Bewusstsein, dass sehr viel mit Ver-
antwortung und Verantwortlichkeit zu tun 
hat. Es geht hier um Werte und Grund 

haltungen, auf denen menschliches Ver-
halten basiert. Ethik bietet keine fertigen 
Antworten und liefert auch keine kon-
kreten Handlungsrezepte. Aufgabe der 
Ethik ist es, Fragen zu stellen, zu 
Hinterfragen, was z.B. vorher fraglos 

war, Antworten „fragwürdig“ zu stellen 
und somit diskussions- und begrün-
dungspflichtig. Ethische Grundwerte 
können nicht angeordnet, sondern nur 
durch überzeugte und eigenverant-
wortliche Menschen gelebt werden!

Univ.-Doz. MMag. DDr. Wolfgang A. Wiesner  
ist  Wirtschaftstreuhänder und 

Mitglied des Vorstandes des IILP 

Einbegleitung zum Thema Hamas
Über die „Bewegung des islamischen 
Widerstandes“ – besser bekannt als 
„Hamas“ wird zwar oft berichtet, doch 
ist bei uns wenig über sie bekannt. 

Sowohl von den USA als auch von der 
EU wird die Hamas als terroristische 
Organisation eingestuft. Wohl zu Recht, 
so wie seinerzeit auch die PLO eine war. 

Andererseits ist die Hamas 2006 in 
einer ziemlich freien demokratischen 
Wahl in den Palästinensergebieten als 
Siegerin mit absoluter Mehrheit hervor-
gegangen. Im Gaza-Streifen hat sie auch 
die Macht übernommen, während in Cis-
jordanien nach wie vor die PLO regiert. 

Die Charta der Hamas (aus 1988) ist 
voller antijüdischer und antisemitischer 
Rhetorik. Aber – so sagen Wohl-
meinende – die Hamas-Funktionäre 
berufen sich nicht mehr darauf. Denn 
die Hamas sei pragmatisch geworden. 
Anstatt – wie in den achtziger und 
neunziger Jahren den „Jihad“ zu pre-
digen, stünden nun praktisch-politische 
Überlegungen im Vordergrund. 

Es gibt aber genug Argumente, um 
darzustellen, dass die Hamas trotz 
alledem immer noch eine terroristische 
Organisation ist. Insbesondere tut sich 
das offizielle Israel damit schwer, die 
Hamas zur Kenntnis zu nehmen. 

Die zentrale politische Frage ist die, ob 
man, d. h. z. B. die EU, mit der Hamas 
verhandeln soll oder ob auch für sie 
gelten muss, dass es mit Terroristen 
keine Verhandlungen geben darf. 

Wir haben ein Studienpapier von Fritz 
Edlinger, dazu erhalten. Edlinger hat 
sozialdemokratischen Hintergrund und 
ist Generalsekretär der Gesellschaft für 
Österreichisch-Arabische 
Beziehungen. Er darf zu den besten 
Kennern der arabischen Welt in 
Österreich gezählt werden. 

Erich Reiter 

Plädoyer für einen realistischeren Umgang Europas 
mit der Hamas 

Positionspapier

Ausgangsthese:
Niemand hat etwas von einer totalen 
Ausgrenzung/Kriminalisierung der Hamas. 
Man kann nicht 50% eines Volkes 
außer Acht lassen. Einflussnahme durch 
Einbindung und Dialog ist möglich und 
notwendig! Eine diesbezügliche öster-
reichische Initiative würde in Europa 
nicht allein stehen und entspricht zu-
dem der traditionellen österreichischen 
auf Dialog und Ausgleich ausgerichte-
ten Nahostpolitik. 

Entgegen der von zahlreichen inter-
nationalen Nahostexperten geäußerten 
Ansicht, dass eine totale Ausgrenzung 
der Hamas wenig zielführend und 
kontraproduktiv sei, hat sich die offi-
zielle EU-Außen- und Sicherheitspolitik  

dem von Israel und den USA prokla-
mierten und implementierten Boykott  
der Hamas sowie des seit Juli 2007 
von der Hamas kontrollierten Gaza-
streifens weitgehend angeschlossen. 

Dazu wenige Zitate: 
Martti Ahtisaari: „Nobel Peace Prize 
winner Martti Ahtisaari on Saturday 
criticized the Western boycott of 
Palestinian militant group Hamas”.   

Crisis Group: Ruling Palestine I: Gaza 
under Hamas. Middle East Report No. 
73, 13 March 2008: “The policy of 
isolating Hamas and sanctioning Gaza 
is bankrupt and, by all conceivable 
measures, has backfired.”   

Malcom Bruce (Liberal Democrat 
British MP, head of the International 
Development Committee House of  

Commons): “We’re saying the situation 
is unsustainable and the government’s 
refusal to talk to Hamas could be 
counterproductive…The clear message 
is that if this goes on for much longer it 
will effectively collapse the Palestinian 
state.”   

Karin Kneissl: “Es ist schlicht dumm, 
diplomatische Kontakte in Krisenzeiten 
abzubrechen,… Jeglichen Kontakt zur 
Hamas abzubrechen, war ein Fehler, 
der ebenso in einem Chaos münden 
wird, wie dies in den 1990er-Jahren 
bereits Algerien erfahren musste.“   

„Frankreich: Kuchner bestätigt ‚Kon-
takte‘ zur Hamas“: „‘Wir müssen in der 
Lage sein, miteinander zu reden‘, 
erklärte der französische Außen-
minister seine Initiative. Das erste 
Treffen hat bereits vor gut einem 
Monat im Gazastreifen stattgefunden“.    

Repräsentativbefragung von IMAS-International im Auftrag von ILP

Eine im Auftrag des Internatio-
nalen Institutes für Liberale Po-
litik (ILP) von IMAS-International
durchgeführte Umfrage hat u. a.
die Einstellung der Österreicher
zur EU erforscht.

Jeweils 44 % der Österreicher ist
die Mitgliedschaft in der EU so-
wohl sehr oder ziemlich wichtig
als auch nicht besonders oder
gar nicht wichtig. Dabei ist der
Bildungshintergrund auffällig:

Personen mit Volks- oder
Hauptschulabschluss ist die
Mitgliedschaft nur zu 32 % sehr
oder ziemlich wichtig, 54% nicht
besonders oder gar nicht wichtig.
Bei Personen mit Matura oder
Universitätsabschluss sind di-
ese Prozentsätze diametral ver-
kehrt: 66 % zu nur 25 %.

Die geringste Zustimmung findet
die EU bei Landwirten (31%) und
einfachen Arbeitern (33 %), die
höchste bei Selbständigen und
Freiberuflern (61 %) und bei lei-
tenden Angestellten und Beam-
ten (58 %).

Akzeptanz
der EU in den
Parteien
Parteipolitisch findet die EU
am meisten Zustimmung bei
den Anhängern der Grünen
(73 %) und der ÖVP (60 %).
Bei den SPÖ-Anhängern sind
es nur 43 %, bei FPÖ/BZÖ gar
nur 27 %.
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Männer haben eine größere
Mehrheit für das Freiwilligenheer
(47 : 36 %) als Frauen (41 : 34 %).
Die unter 30-jährigen sind stär-
kere Befürworter des Freiwilli-
genheeres (47 : 31 %) als die über
50-jährigen (41 : 36 %).

Pro und Contra
Freiwilligenheer
Mehrheiten gegen ein Frei-
willigenheer gibt es bei den
Landwirten (28 : 44 %), bei den
ÖVP-Anhängern (40 : 44 %) und
FPÖ/BZÖ-Anhängern (45 : 46 %).

DieAnhängerderGrünen sinddie
stärksten Verfechter des Freiwil-
ligenheeres (60 : 28 %); die SPÖ-
Anhänger sind immerhin mit 45 :
33 % für das Freiwilligenheer.

Sehr guten Anklang findet
die Idee zur Schaffung einer
Freiwilligen-Miliz für die Ab-
wehr von Terroranschlägen
oder zum Katastrophenschutz.
57 % halten das für eine gute
Idee, 23 % für keine gute Idee
und 19 % (Abrundungen) sind
unentschieden.

Freiwillligen-
Miliz gegen
Terroranschläge
Die höchste Zustimmung gibt es
bei FPÖ/BZÖ-Anhängern (70 %)
und den Anhängern der Grünen
(69 %).

Mehrheit für
einjährigen
Sozialdienst
Die Einführung eines einjährigen
Sozialdienstes als Voraussetzung
für eine Anstellung beim Staat
wird mehrheitlich befürwortet:
56 : 25 %; 19 % unentschieden.
Männer und Frauen haben darü-
ber idente Meinungen.

Über 50-jährige finden die Idee
besonders gut (60 : 22 %), ebenso
dieWiener (64 : 17 %).

Geradezu begeistert sind FPÖ/
BZÖ-Anhänger (80 :10 %). Es gibt
keine untersuchte Gruppe, die
nicht eine klare Mehrheit für die-
se Idee hat.

Folgerungen
Die Selbstbezogenheit der Ös-
terreicher in Fragen der Sicher-
heitspolitik hält weiter an. Die
Probleme der Welt wurden nicht
als solche erkannt, die auch Ös-
terreichs Interesse betreffen oder
sich eines Tages auch auf unse-
re Sicherheit auswirken können.
Konkrete Herausforderungen für
Österreich sind unerwünscht.
Deshalb darf auch gefolgert wer-
den, dass die Mehrheit für ein
Freiwilligenheer weniger auf ein
starkes Berufsheer zielt, sondern
eher auf die Abschaffung der
lästigenWehrpflicht.
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Die Österreicher sehen

Frage 4:
Wie wichtig ist es Ih-
rer Meinung nach, dass
wir Mitglied der Euro-
päischen Union, also
der EU, geworden sind?
Würden Sie sagen, das
war – sehr wichtig –
ziemlich wichtig – nicht
besonders wichtig – gar
nicht wichtig – unent-
schieden, kein Urteil?

sehr wichtig 14 %

ziemlich wichtig 30 %

nicht besonders
wichtig 26 %

gar nicht wichtig 18 %

unentschieden,
kein Urteil 12 %

ab 16 Jahren
insgesamt 100 %

Ähnlich gespalten sind die Ös-
terreicher bei der Frage, ob der
EU-Beitritt dem Land eher Vor-
teile oder Nachteile gebracht hat
– 36 : 37 % bei 27 % Unentschlos-
senen.

In Salzburg, Tirol und Vorarlberg
(als Gruppe) sehen 48 % eher Vor-
teile und nur 30 % eher Nachteile.
Die Anhänger der Grünen sehen
Vorteile und Nachteile 68 : 16 %,
umgekehrt die von FPÖ/BZÖ mit
28 : 55 %. Personen mit Matura
oder Universitätsabschluss sehen
die Vorteile mit 56 % gegenüber
nur 23 % mit Nachteilen.

Unter den 37 % der Österreicher,
die durch den EU-Beitritt eher
Nachteile sehen, sind 67 % dafür,
aus der EU auszutreten und sich
als selbständiges Land zu be-
haupten; das sind total immerhin
24,8 %. Fortsetzung Seite 2

Repräsentativbefragung im April
2007, durchgeführt von IMAS-
International, Linz, im Auftrag des
Internationalen Institutes für Liberale
Politik Wien (ILP).
1042 Personen, die in ihrer
Zusammensetzung den statistischen
Proportionen der österreichischen
Bevölkerung ab dem 16. Lebensjahr
entsprechen, wurden von 1010
Interviewern befragt.
Bearbeitet von Sektionschef i. R.
Hon.-Prof. DDr. Erich Reiter

Frage 25:
Was halten Sie von der
Einführung eines Frei-
willigenheeres anstelle
des Bundesheeres: Ist
das Ihrer Meinung nach
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 44 %

eher keine gute
Idee 35 %

unentschieden 21 %

Frage 26:
WiestehenSiezurSchaf-
fung einer Freiwilligen-
Miliz für die Abwehr von
Terroranschlägen oder
zum Katastrophen-
schutz: Ist das eine eher
gute oder eher keine
gute Idee?

eher gute Idee 57 %

eher keine gute
Idee 23 %

unentschieden 19 %

Frage 27:
Was halten Sie von der
Einführung eines ein-
jährigen Sozialdienstes,
den jeder junge Mensch
vorweisen muss, be-
vor er eine Anstellung
beim Staat bekommt?
Betrachten Sie einen
solchen Sozialdienst als
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 56 %

eher keine gute
Idee 25 %

unentschieden 19 %
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Charakterisierung der aktuel-
len Situation in Palästina

Der für viele überraschende Wahlerfolg 
der Hamasliste „Change und Reform“ 
bei den PLC-Wahlen 2006 war – 
vereinfacht – vor allem auf zwei Fak-
toren zurückzuführen: Auf den fort-
schreitenden Vertrauensverlust der 
Fatah (Schlagworte Miss- bzw. Vettern-
wirtschaft, Korruption) sowie auf die 
Anerkennung der jahrelangen Basis-
arbeit der Hamas, vor allem auf dem 
Sozial- und Bildungssektor. Natürlich 
war und ist auch die weitverbreitete 
Frustration der Bevölkerung über den 
offensichtlichen Fehlschlag des 1993 
spektakulär eingeleiteten „Friedens-
prozesses“ ausschlaggebend für diesen 
Stimmungsumschwung. Dieser hält trotz 
mancher Enttäuschungen über die 
Hamas im Großen und Ganzen bis 
zum heutigen Tag an. Die Zustimmung 
zu den beiden Hauptfraktionen hält sich 
de facto die Waage, d.h. man kann von 
zwei etwa gleich großen politischen 
Blöcken ausgehen. Die anderen politi-
schen Parteien spielen kaum eine 
Rolle (in diesem Zusammenhang sei 
erwähnt, dass die Partei „der Dritte 
Weg“, für die Ministerpräsident Salam 
Fayyad 2006 kandidiert hat, lediglich 
zwei Sitze erreicht hat!). 

Diese Situation hat sich auch nach der 
Machtübernahme der Hamas im 
Gazastreifen im Juni 2007 und der 
Spaltung in zwei weitgehend getrennte 
Teile Palästinas nur unwesentlich ge-
ändert. Während die Hamas im Gaza-
streifen ihre Machtbasis konsequent und 
mit allen legalen und auch illegalen 
Mitteln ausbaut, geht die Fatah in der 
Westbank ebenso vor. Diese Spaltung 
hat inzwischen Ausmaße angenom-
men, welche nicht nur den gesamten 
„Friedensprozess“ in Frage stellen 
sondern auch destabilisierende Auswir-
kungen auf die gesamte Region haben. 
Zusätzlich birgt die infolge des inter-
nationalen Boykotts gegen die Hamas 
(und in seinen Auswirkungen auch 
gegen die Bevölkerung im Gazastreifen) 
entstandene humanitäre Katastrophe im 
Gazastreifen immense Sprengkraft in 
sich. Die von manchen internationalen 
Politikern und Experten verfolgte Strategie 
einer getrennten ökonomischen Entwick-
lung zwischen Gaza („Hamastan“) und 
der Westbank („Fatahstan“) ist höchst 
riskant und destabilisierend. Auch der 
vom Nahost-Quartett unter Druck der 
EU installierte Temporary International 
Mechanism“ (TIM), mit Hilfe dessen  
unter Umgehung der Hamas-Institutio-
nen direkte finanzielle Hilfe an Personen 
und Institutionen im Gazastreifen 
kanalisiert wurde, hat hier nur eine 
geringfügige Verbesserung gebracht.  

Abschließend sei noch auf eine dro-
hende Konfrontation zwischen Fatah 
und Hamas verwiesen, die aus Sicht 
des Autors dringendes Handeln der 
Internationalen Staatengemeinschaft 
nötig macht: Nach Interpretation der 
Hamas der einschlägigen Bestimmungen 
des palästinensischen Wahlgesetzes 
läuft am 9.1.2009 die Amtsperiode von 
Präsident Mahmoud Abbas aus. (Er ist 
am 9.1.2005 gewählt worden.) Offen-
sichtlich beabsichtigt die Fatah, zunächst 
keine Neuwahlen durchzuführen und 
die Amtsperiode um zumindest ein 
Jahr zu verlängern. Hier droht ein 
massiver Konflikt, der sich – wie 
manche Beobachter befürchten – zu 
einem neuerlichen gewaltsamen Macht-
kampf ausweiten kann. Hier besteht 
also ebenfalls dringender Handlungs-
bedarf. Angesichts der innenpolitischen 
Situation in den USA ist bis Frühjahr 
von dieser Seite kaum eine nennens-
werte politische Initiative zu erwarten. 
Es liegt daher weitgehend an der EU, 
dieses temporäre Vakuum in Sinne der 
Vermeidung einer weiteren internen 
Eskalation in Palästina durch konkrete 
Initiativen zu nutzen. Da sich auch in 
Israel Neuwahlen im Frühjahr an-
bahnen, werden die nächsten sechs 
Monate eine höchst gefährliche Periode 
im israelisch-palästinensischen Konflikt 
darstellen. Umso wichtiger wären 
konstruktive europäische Initiativen 
wünschenswert.  

Unterstützung für arabische 
Vermittlungsversuche

Die jüngste Ankündigung der ägypti-
schen Regierung, Fatah und Hamas zu 
neuerlichen Gesprächen einzuladen, 
welche eine politische Annäherung/ 
Aussöhnung zum Ziel haben, hat die 
Notwendigkeit eines Dialoges zwischen 
den beiden palästinensischen Haupt-
fraktionen wieder in Erinnerung ge-
bracht. In diesem Zusammenhang sei 
auf ähnliche arabische Vermittlungs-
versuche im Laufe der letzten zwei 
Jahre (Mekka-Vereinbarung vom 
8.2.2007 nach der die Regierung der 
„nationalen Einheit“ gebildet worden ist 
– siehe dazu auch „After Mecca. 
Engaging Hamas. Middle East Report 
No. 62, crisis group. Gespräche im 
Jemen im März 2008; frühere Gesprä-
che in Kairo) verwiesen. 

Auch  innerpalästinensisch existieren 
Versuche zur Versöhnung (z.B. „Doku-
ment der Gefangenen“ vom 11.5.2006.) 
Der Autor dieses Positionspapier hat 
sich bei seiner jüngsten Palästinareise 
im August dieses Jahre anhand zahl-
reicher Gespräche davon überzeugen 
können, dass der Ruf nach einer 
nationalen Aussöhnung vor allem bei 

Unabhängigen und Linken ziemlich 
stark vertreten wird. Auf der einen 
Seite wird vehemente Kritik an Per-
spektivelosigkeit, Korruption und Er-
neuerungsunwilligkeit von Fatah sowie 
am Radikalismus und Islamismus von 
Hamas geübt. Inwieweit dies zur 
Bildung eines links-säkularen dritten 
Lagers führen wird, bleibt abzuwarten, 
auszuschließen ist dies nicht. Dass 
sich auch Persönlichkeiten, die für ihre 
kompromissbereite und tolerante Posi-
tion bekannt sind, dieser dritten 
Position annähern bzw. diese ver-
treten, ist höchst bemerkenswert. Der 
bekannte palästinensische Intellektu-
elle und Präsident der Al-Quds-Univer-
sität Dr. Sari Nusseibeh ist zweifellos 
dieser dritten Gruppe zuzuzählen. 
Insoferne ist sein jüngstes in der Frank-
furter Rundschau veröffentlichtes Inter-
view durchaus paradigmatisch:   

Frage: „Sie plädieren für Auflösung der 
Autonomie-Regierung?“ 
Nusseibeh: „Es ist überfällig, sie auf-
zulösen. Dann wird die PLO, die 
Palästinensische Befreiungsbewegung, 
reaktiviert.“ 

Frage: „Gäbe es nicht die Autonomie-
Regierung, fiele die internationale Hilfe 
flach. Darunter zu leiden hätten die 
Palästinenser.“ 
Nusseibeh: „Die Amerikaner und die 
Europäer sollen ruhig ihr Geld an uns 
stoppen. Sechs Milliarden Dollar hat 
die internationale Gemeinschaft seit 
dem Osloer Prozess an uns gezahlt, 
und wir haben noch immer keinen 
Staat. Die Finanzhilfe hat uns nur kor-
rumpiert. Heute haben wir 160.000 
öffentliche Bedienstete, die Hälfte davon 
bei der Polizei. Ich habe keinen Schim-
mer, was die tun. Wir haben nicht 
mehr, sondern weniger Sicherheit … 
Die Amerikaner reden von Demokratie. 
Aber als die Hamas die Wahlen ge-
wonnen hat, haben sie palästinensi-
sche Einheiten für einen Coup d‘ Etat 
trainiert. Auf dass wir gegeneinander 
kämpfen?“… 

Frage: „Tony Blair, der Beauftragte des 
Nahost-Quartetts, glaubt, verbesserte 
palästinensische Wirtschaftsbedingun-
gen bereiten den Boden für Frieden.“ 
Nusseibeh: „Es ist eine Schande, was 
Blair hier treibt, die Ausgaben für hohe 
Gehälter und teure Büros seines 
Teams. Ihr Europäer finanziert bloß die 
Besatzung. Hört auf damit!“   

In diesem Zusammenhang sei eine 
neue, höchst interessante, inner-
palästinensische Initiative erwähnt: Im 
August hat eine Gruppe bekannter 
Intellektueller aus Palästina und aus 
der palästinensischen Diaspora („The 
Palestine Strategy Study Group“) einen 

Repräsentativbefragung von IMAS-International im Auftrag von ILP

Eine im Auftrag des Internatio-
nalen Institutes für Liberale Po-
litik (ILP) von IMAS-International
durchgeführte Umfrage hat u. a.
die Einstellung der Österreicher
zur EU erforscht.

Jeweils 44 % der Österreicher ist
die Mitgliedschaft in der EU so-
wohl sehr oder ziemlich wichtig
als auch nicht besonders oder
gar nicht wichtig. Dabei ist der
Bildungshintergrund auffällig:

Personen mit Volks- oder
Hauptschulabschluss ist die
Mitgliedschaft nur zu 32 % sehr
oder ziemlich wichtig, 54% nicht
besonders oder gar nicht wichtig.
Bei Personen mit Matura oder
Universitätsabschluss sind di-
ese Prozentsätze diametral ver-
kehrt: 66 % zu nur 25 %.

Die geringste Zustimmung findet
die EU bei Landwirten (31%) und
einfachen Arbeitern (33 %), die
höchste bei Selbständigen und
Freiberuflern (61 %) und bei lei-
tenden Angestellten und Beam-
ten (58 %).

Akzeptanz
der EU in den
Parteien
Parteipolitisch findet die EU
am meisten Zustimmung bei
den Anhängern der Grünen
(73 %) und der ÖVP (60 %).
Bei den SPÖ-Anhängern sind
es nur 43 %, bei FPÖ/BZÖ gar
nur 27 %.

Sozialwissenschaftliche
Schriftenreihe

Internationales Institut
Liberale PolitikWien

Aktuelle Fragen ausWirtschafts-, Sozial-, Europa- und Sicherheitspolitik

die EU eher ausgewogen

Fortsetzung von Seite 3

Männer haben eine größere
Mehrheit für das Freiwilligenheer
(47 : 36 %) als Frauen (41 : 34 %).
Die unter 30-jährigen sind stär-
kere Befürworter des Freiwilli-
genheeres (47 : 31 %) als die über
50-jährigen (41 : 36 %).

Pro und Contra
Freiwilligenheer
Mehrheiten gegen ein Frei-
willigenheer gibt es bei den
Landwirten (28 : 44 %), bei den
ÖVP-Anhängern (40 : 44 %) und
FPÖ/BZÖ-Anhängern (45 : 46 %).

DieAnhängerderGrünen sinddie
stärksten Verfechter des Freiwil-
ligenheeres (60 : 28 %); die SPÖ-
Anhänger sind immerhin mit 45 :
33 % für das Freiwilligenheer.

Sehr guten Anklang findet
die Idee zur Schaffung einer
Freiwilligen-Miliz für die Ab-
wehr von Terroranschlägen
oder zum Katastrophenschutz.
57 % halten das für eine gute
Idee, 23 % für keine gute Idee
und 19 % (Abrundungen) sind
unentschieden.

Freiwillligen-
Miliz gegen
Terroranschläge
Die höchste Zustimmung gibt es
bei FPÖ/BZÖ-Anhängern (70 %)
und den Anhängern der Grünen
(69 %).

Mehrheit für
einjährigen
Sozialdienst
Die Einführung eines einjährigen
Sozialdienstes als Voraussetzung
für eine Anstellung beim Staat
wird mehrheitlich befürwortet:
56 : 25 %; 19 % unentschieden.
Männer und Frauen haben darü-
ber idente Meinungen.

Über 50-jährige finden die Idee
besonders gut (60 : 22 %), ebenso
dieWiener (64 : 17 %).

Geradezu begeistert sind FPÖ/
BZÖ-Anhänger (80 :10 %). Es gibt
keine untersuchte Gruppe, die
nicht eine klare Mehrheit für die-
se Idee hat.

Folgerungen
Die Selbstbezogenheit der Ös-
terreicher in Fragen der Sicher-
heitspolitik hält weiter an. Die
Probleme der Welt wurden nicht
als solche erkannt, die auch Ös-
terreichs Interesse betreffen oder
sich eines Tages auch auf unse-
re Sicherheit auswirken können.
Konkrete Herausforderungen für
Österreich sind unerwünscht.
Deshalb darf auch gefolgert wer-
den, dass die Mehrheit für ein
Freiwilligenheer weniger auf ein
starkes Berufsheer zielt, sondern
eher auf die Abschaffung der
lästigenWehrpflicht.
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Die Österreicher sehen

Frage 4:
Wie wichtig ist es Ih-
rer Meinung nach, dass
wir Mitglied der Euro-
päischen Union, also
der EU, geworden sind?
Würden Sie sagen, das
war – sehr wichtig –
ziemlich wichtig – nicht
besonders wichtig – gar
nicht wichtig – unent-
schieden, kein Urteil?

sehr wichtig 14 %

ziemlich wichtig 30 %

nicht besonders
wichtig 26 %

gar nicht wichtig 18 %

unentschieden,
kein Urteil 12 %

ab 16 Jahren
insgesamt 100 %

Ähnlich gespalten sind die Ös-
terreicher bei der Frage, ob der
EU-Beitritt dem Land eher Vor-
teile oder Nachteile gebracht hat
– 36 : 37 % bei 27 % Unentschlos-
senen.

In Salzburg, Tirol und Vorarlberg
(als Gruppe) sehen 48 % eher Vor-
teile und nur 30 % eher Nachteile.
Die Anhänger der Grünen sehen
Vorteile und Nachteile 68 : 16 %,
umgekehrt die von FPÖ/BZÖ mit
28 : 55 %. Personen mit Matura
oder Universitätsabschluss sehen
die Vorteile mit 56 % gegenüber
nur 23 % mit Nachteilen.

Unter den 37 % der Österreicher,
die durch den EU-Beitritt eher
Nachteile sehen, sind 67 % dafür,
aus der EU auszutreten und sich
als selbständiges Land zu be-
haupten; das sind total immerhin
24,8 %. Fortsetzung Seite 2

Repräsentativbefragung im April
2007, durchgeführt von IMAS-
International, Linz, im Auftrag des
Internationalen Institutes für Liberale
Politik Wien (ILP).
1042 Personen, die in ihrer
Zusammensetzung den statistischen
Proportionen der österreichischen
Bevölkerung ab dem 16. Lebensjahr
entsprechen, wurden von 1010
Interviewern befragt.
Bearbeitet von Sektionschef i. R.
Hon.-Prof. DDr. Erich Reiter

Frage 25:
Was halten Sie von der
Einführung eines Frei-
willigenheeres anstelle
des Bundesheeres: Ist
das Ihrer Meinung nach
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 44 %

eher keine gute
Idee 35 %

unentschieden 21 %

Frage 26:
WiestehenSiezurSchaf-
fung einer Freiwilligen-
Miliz für die Abwehr von
Terroranschlägen oder
zum Katastrophen-
schutz: Ist das eine eher
gute oder eher keine
gute Idee?

eher gute Idee 57 %

eher keine gute
Idee 23 %

unentschieden 19 %

Frage 27:
Was halten Sie von der
Einführung eines ein-
jährigen Sozialdienstes,
den jeder junge Mensch
vorweisen muss, be-
vor er eine Anstellung
beim Staat bekommt?
Betrachten Sie einen
solchen Sozialdienst als
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 56 %

eher keine gute
Idee 25 %

unentschieden 19 %
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Konkrete Vorschläge: Zeittafelumfangreichen Bericht  vorgelegt, der 
sich unter anderem ebenfalls für eine 
nationale Einheit als Voraussetzung für 
einen erfolgsversprechenden Friedens-
prozess ausspricht.  

o Unterstützung der arabischen Initia-
tiven (Kontakte über Arabische Liga 
aber auch Ägypten, Saudi-Arabien). 
– Ev. österreichische Fact-Finding-
Mission (organisiert über NGOs). 

9.1.2005  
 Wahl zum Präsidenten der 

Palästinensischen Autonomie.  
  Mahmoud Abbas erhält 62,32% 

und Mustafa Barghouthi 19,80%, 
von den restlichen fünf Kandida-
ten erhielt keiner mehr als 3.5%. 

Europa sollte sich diesem Prozess  
anschließen.  Und zwar in einer Weise, 
die bestimmte Positionen (Verzicht 
auf Terror, Anerkennung von Men-
schenrechten und Rechtstaatlichkeit 
u.ä.) aufrechterhält, aber die „be-
rühmt-berüchtigten“ drei Forderungen 
(1. Anerkennung des Existenzrechtes 
Israels.  2. Absage an jegliche Gewalt 
und sofortige Einstellung militärischer 
Angriffe auf Israel. 3. Anerkennung aller 
bisher abgeschlossenen Verträge zwi-
schen Israel und den Palästinensern.) 
nicht als Vorausbedingung für politi-
sche Kontakte definiert. Eine politische 
Unterstützung der Gespräche zwischen 
Fatah und Hamas sollte schließlich in 
eine Phase des vorsichtigen Dialoges 
mit Hamas (siehe französische Politik) 
– bei gleichzeitiger Intensivierung und 
Fokussierung der laufenden Kontakte 
mit der Fatah - münden.   

o Vorsichtige Annäherung an Hamas 
(über neutrale Dritte, über NGOs 
etc.) – Aufnahme eines indirekten 
Dialoges. Parallel sollten auf jeden 
Fall auch entsprechende Kontakte 
zu Fatah sowie auch zu palästi-
nensischen Unabhängigen gepflegt 
werden.  

25.1.2006   
 Wahl zum Legislativrat. Wahlsieg 

der Hamas-Liste „Veränderung und 
Reform“ (Change and Reform):
Hamas-Liste erhält 44,45% und 
74 Sitze,

 Fatah erhält 41,43% und 45 Sitze 
von insgesamt 132 Sitzen. 

o Ev. auch Organisierung von Fatah-
Hamas-Kontakten in Europa (dezent, 
neutral, geheim). Auch hier sollten 
unabhängige Palästinenser – ge-
wissermaßen als Katalysatoren – 
beigezogen werden. 

8.2.2007  
 Vereinbarung von Mekka. 
15.3.2007  
 Bildung der Regierung der 

„Nationalen Einheit“. o Schrittweise Lockerung der Sank-
tionen. Dies sollte aber bereits im 
Laufe des vorhin beschriebenen 
Prozesses implementiert werden. 
(Nach dem Zuckerbrot-und-Peitsche-
Prinzip). 

14.6.2007  
 Machtübernahme der Hamas im 

Gazastreifen und Auflösung der 
Regierung der „Nationalen Einheit“ 
durch Präsident Mahmud Abbas. 

Das langfristige Ziel der europäischen 
Palästinapolitik sollte letztlich darin 
bestehen, einen konkreten Beitrag zur 
Aussöhnung von Fatah und Hamas 
sowie zur Schaffung und – im Erfolgs-
falle – die massive Unterstützung einer 
neuen Regierung der „nationalen 
Einheit“ zu leisten. Die europäische 
Nahostpolitik sollte  – im Gegensatz 
zur US-amerikanischen – von einer 
wirklichen Neutralität und Nicht-
Einmischung charakterisiert sein. 

Dieses Positionspapier wurde im Rahmen eines Forschungsprojektes des 
„Internationalen Institutes für Liberale Politik“ verfasst.    Wien, 5.11.2008 

Fritz Edlinger ist Generalsekretär der 
„Gesellschaft für Österreichsich-Arabische Beziehungen“ (GÖAB)

und Herausgeber der Zeitschrift INTERNATIONAL.  

Seine E-Mail-Adresse: f.edlinger@saar.at.
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Repräsentativbefragung von IMAS-International im Auftrag von ILP

Eine im Auftrag des Internatio-
nalen Institutes für Liberale Po-
litik (ILP) von IMAS-International
durchgeführte Umfrage hat u. a.
die Einstellung der Österreicher
zur EU erforscht.

Jeweils 44 % der Österreicher ist
die Mitgliedschaft in der EU so-
wohl sehr oder ziemlich wichtig
als auch nicht besonders oder
gar nicht wichtig. Dabei ist der
Bildungshintergrund auffällig:

Personen mit Volks- oder
Hauptschulabschluss ist die
Mitgliedschaft nur zu 32 % sehr
oder ziemlich wichtig, 54% nicht
besonders oder gar nicht wichtig.
Bei Personen mit Matura oder
Universitätsabschluss sind di-
ese Prozentsätze diametral ver-
kehrt: 66 % zu nur 25 %.

Die geringste Zustimmung findet
die EU bei Landwirten (31%) und
einfachen Arbeitern (33 %), die
höchste bei Selbständigen und
Freiberuflern (61 %) und bei lei-
tenden Angestellten und Beam-
ten (58 %).

Akzeptanz
der EU in den
Parteien
Parteipolitisch findet die EU
am meisten Zustimmung bei
den Anhängern der Grünen
(73 %) und der ÖVP (60 %).
Bei den SPÖ-Anhängern sind
es nur 43 %, bei FPÖ/BZÖ gar
nur 27 %.

Sozialwissenschaftliche
Schriftenreihe
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Liberale PolitikWien

Aktuelle Fragen ausWirtschafts-, Sozial-, Europa- und Sicherheitspolitik

die EU eher ausgewogen
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Männer haben eine größere
Mehrheit für das Freiwilligenheer
(47 : 36 %) als Frauen (41 : 34 %).
Die unter 30-jährigen sind stär-
kere Befürworter des Freiwilli-
genheeres (47 : 31 %) als die über
50-jährigen (41 : 36 %).

Pro und Contra
Freiwilligenheer
Mehrheiten gegen ein Frei-
willigenheer gibt es bei den
Landwirten (28 : 44 %), bei den
ÖVP-Anhängern (40 : 44 %) und
FPÖ/BZÖ-Anhängern (45 : 46 %).

DieAnhängerderGrünen sinddie
stärksten Verfechter des Freiwil-
ligenheeres (60 : 28 %); die SPÖ-
Anhänger sind immerhin mit 45 :
33 % für das Freiwilligenheer.

Sehr guten Anklang findet
die Idee zur Schaffung einer
Freiwilligen-Miliz für die Ab-
wehr von Terroranschlägen
oder zum Katastrophenschutz.
57 % halten das für eine gute
Idee, 23 % für keine gute Idee
und 19 % (Abrundungen) sind
unentschieden.

Freiwillligen-
Miliz gegen
Terroranschläge
Die höchste Zustimmung gibt es
bei FPÖ/BZÖ-Anhängern (70 %)
und den Anhängern der Grünen
(69 %).

Mehrheit für
einjährigen
Sozialdienst
Die Einführung eines einjährigen
Sozialdienstes als Voraussetzung
für eine Anstellung beim Staat
wird mehrheitlich befürwortet:
56 : 25 %; 19 % unentschieden.
Männer und Frauen haben darü-
ber idente Meinungen.

Über 50-jährige finden die Idee
besonders gut (60 : 22 %), ebenso
dieWiener (64 : 17 %).

Geradezu begeistert sind FPÖ/
BZÖ-Anhänger (80 :10 %). Es gibt
keine untersuchte Gruppe, die
nicht eine klare Mehrheit für die-
se Idee hat.

Folgerungen
Die Selbstbezogenheit der Ös-
terreicher in Fragen der Sicher-
heitspolitik hält weiter an. Die
Probleme der Welt wurden nicht
als solche erkannt, die auch Ös-
terreichs Interesse betreffen oder
sich eines Tages auch auf unse-
re Sicherheit auswirken können.
Konkrete Herausforderungen für
Österreich sind unerwünscht.
Deshalb darf auch gefolgert wer-
den, dass die Mehrheit für ein
Freiwilligenheer weniger auf ein
starkes Berufsheer zielt, sondern
eher auf die Abschaffung der
lästigenWehrpflicht.
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Die Österreicher sehen

Frage 4:
Wie wichtig ist es Ih-
rer Meinung nach, dass
wir Mitglied der Euro-
päischen Union, also
der EU, geworden sind?
Würden Sie sagen, das
war – sehr wichtig –
ziemlich wichtig – nicht
besonders wichtig – gar
nicht wichtig – unent-
schieden, kein Urteil?

sehr wichtig 14 %

ziemlich wichtig 30 %

nicht besonders
wichtig 26 %

gar nicht wichtig 18 %

unentschieden,
kein Urteil 12 %

ab 16 Jahren
insgesamt 100 %

Ähnlich gespalten sind die Ös-
terreicher bei der Frage, ob der
EU-Beitritt dem Land eher Vor-
teile oder Nachteile gebracht hat
– 36 : 37 % bei 27 % Unentschlos-
senen.

In Salzburg, Tirol und Vorarlberg
(als Gruppe) sehen 48 % eher Vor-
teile und nur 30 % eher Nachteile.
Die Anhänger der Grünen sehen
Vorteile und Nachteile 68 : 16 %,
umgekehrt die von FPÖ/BZÖ mit
28 : 55 %. Personen mit Matura
oder Universitätsabschluss sehen
die Vorteile mit 56 % gegenüber
nur 23 % mit Nachteilen.

Unter den 37 % der Österreicher,
die durch den EU-Beitritt eher
Nachteile sehen, sind 67 % dafür,
aus der EU auszutreten und sich
als selbständiges Land zu be-
haupten; das sind total immerhin
24,8 %. Fortsetzung Seite 2

Repräsentativbefragung im April
2007, durchgeführt von IMAS-
International, Linz, im Auftrag des
Internationalen Institutes für Liberale
Politik Wien (ILP).
1042 Personen, die in ihrer
Zusammensetzung den statistischen
Proportionen der österreichischen
Bevölkerung ab dem 16. Lebensjahr
entsprechen, wurden von 1010
Interviewern befragt.
Bearbeitet von Sektionschef i. R.
Hon.-Prof. DDr. Erich Reiter

Frage 25:
Was halten Sie von der
Einführung eines Frei-
willigenheeres anstelle
des Bundesheeres: Ist
das Ihrer Meinung nach
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 44 %

eher keine gute
Idee 35 %

unentschieden 21 %

Frage 26:
WiestehenSiezurSchaf-
fung einer Freiwilligen-
Miliz für die Abwehr von
Terroranschlägen oder
zum Katastrophen-
schutz: Ist das eine eher
gute oder eher keine
gute Idee?

eher gute Idee 57 %

eher keine gute
Idee 23 %

unentschieden 19 %

Frage 27:
Was halten Sie von der
Einführung eines ein-
jährigen Sozialdienstes,
den jeder junge Mensch
vorweisen muss, be-
vor er eine Anstellung
beim Staat bekommt?
Betrachten Sie einen
solchen Sozialdienst als
eineeherguteoder eher
keine gute Idee?

eher gute Idee 56 %

eher keine gute
Idee 25 %

unentschieden 19 %
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